
den Stand der sechziger Jahre zurück.
Nur jeder vierte Arbeitnehmer war über-
haupt noch Mitglied im DGB, so wenige
wie nie seit Bestehen der Bundesrepublik.
Für Angestellte, Frauen, Jugendliche,
Hochqualifizierte und Dienstleistungsbe-
rufe hatten der DGB und seine Gewerk-
schaften nichts zu bieten. Kernklientel
blieben gut verdienende Facharbeiter in
gesicherten Positionen und der öffentli-
che Dienst in einer insgesamt altindus-
triellen Zusammensetzung: zwei Drittel
Arbeiter, ein Drittel Angestellte und Be-
amte. Auf die begrenzte politische Kon-
zessionsbereitschaft dieser saturierten
Mitgliedschaft war der Funktionärskör-
per ausgerichtet.

Andererseits war der Name Schulte
mit der erfolgreichsten politischen Kam-
pagne der Gewerkschaften seit langem
verbunden. Mit dem Slogan „Für Arbeit
und soziale Gerechtigkeit“ hatten sie
1998 die Stammwähler der SPD für die
Wahl von Gerhard Schröder motiviert
und konnten sich damit zu Recht als Teil
der politischen Gewinnerkoalition be-
trachten. Aus Gewerkschaftssicht wurde
ihnen dieser Einsatz jedoch nur teilweise
entgolten: Zwar nahm die Regierung
Schröder die wichtigsten Arbeitsmarkt-
und Sozialreformen von Helmut Kohl
zurück und trug mit immer weiteren Re-
gulierungen am Arbeitsmarkt zur ge-
werkschaftlichen Organisationssiche-
rung bei; dies führte aber inhaltlich nicht
zu dem Ziel, das die gewerkschaftliche
Propaganda 1998 herbeiführen wollte:
ein nach ihren Maximen ausgerichtetes

„Neue Zeiten. Neue Chancen. Für Arbeit
und soziale Gerechtigkeit“ lautete das
Motto des 17. Ordentlichen DGB-Bundes-
kongresses vom 27. bis 31. Mai 2002 in
Berlin. Zwei Themen beherrschten den
Kongress: der Wechsel im Vorsitz und die
Positionierung der Gewerkschaften im
Bundestagswahlkampf.

Der neue DGB-Vorsitzende
Schon im Oktober 2001 wurde erstmals
der Name des stellvertretenden ver.di-
Vorsitzenden und vormaligen stellvertre-
tenden Postgewerkschaftsvorsitzenden
Michael Sommer genannt. Der studierte
Diplompolitologe, der seine Funktionärs-
karriere 1980 in der Postgewerkschaft be-
gann, gehörte einerseits zu den Initiato-
ren der Gründung der neuen Dienstleis-
tungsgewerkschaft, der größten Organi-
sationsreform der deutschen Gewerk-
schaften in den letzten fünfzig Jahren. Er
war andererseits aber auch verantwortli-
ches Mitglied jener Spitze der Postge-
werkschaft, die ihren Verband mit einer
rigorosen Ablehnungspolitik der Postpri-
vatisierung strategisch derart in die Enge
manövriert hatte, dass nur noch die
Flucht in die Fusion als Ausweg blieb.

Sommer folgt auf den IG Metaller Die-
ter Schulte, dessen achtjährige Amtszeit
aus Gewerkschaftersicht zwiespältig en-
dete. Der DGB hatte rund zwanzig Pro-
zent seiner Mitglieder verloren, seit 1990
sogar jedes dritte Mitglied. Der Zugewinn
durch die deutsche Einheit war vollstän-
dig aufgebraucht; für die alten Bundes-
länder fielen die Mitgliederzahlen auf
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Bündnis für Arbeit zur Senkung der Ar-
beitslosigkeit.

Der offiziellen Nominierung von Som-
mer durch den DGB-Bundesvorstand
Ende Februar 2002 folgte der schritt-
weise Aufbau des Kandidaten als linken,
konzeptionellen Denkers und zugleich
machtbewussten und konfliktbereiten
Pragmatikers. Unverkennbar war das Be-
streben, Sommer als personelles und pro-
grammatisches Korrektiv zum scheiden-
den DGB-Vorsitzenden aufzubauen, der
nun zum Sündenbock der gewerkschaft-
lichen Misserfolge seit 1994 gemacht
wurde. Sommer galt somit zunehmend
als Personifizierung der Funktionärs-
sehnsucht nach schärferem Profil und
deutlicherer Distanzierung der Gewerk-
schaften auch gegenüber Rot-Grün.

Klassischer Konflikt
Das Abstimmungsergebnis für Sommer,
mit rund 94 Prozent das beste seit der
Wahl des Postgewerkschafters Ernst Breit
von 1986, trug dieser Stimmung nach
widerständiger Geschlossenheit gegen-
über der regierenden SPD Rechnung.
Sommers zentraler Politikansatz ging aus
von der These, die Gewerkschaften müss-
ten die Meinungsführerschaft in der poli-
tischen Debatte zurückgewinnen, die sie
im Verlaufe der rot-grünen Legislatur an
die Wirtschaft verloren hätten. Sommer
besann sich damit auf einen realistischen
Politikansatz des DGB in der Mediende-
mokratie, über den die Autoren in ihrer
Studie Rückkehr in die politische Arena. Die
deutschen Gewerkschaften und das Bündnis
für Arbeit mit Blick auf die DGB-Kam-
pagne für den Regierungswechsel 1998
analysierten:

„Eineinhalb Jahre lang waren die IG
Metall und dann der DGB nicht müde ge-
worden, für einen Politik- und Regie-
rungswechsel zu streiten. Instinktsicher
griff der SPD-Kanzlerkandidat Gerhard
Schröder (mit einem Bündnis für Arbeit)
einen der schillerndsten politischen Kon-

zeptbegriffe der deutschen Gewerkschaf-
ten auf und vereinnahmte ihn für den
Versuch der Sozialdemokratie zur Wie-
dererringung der politisch-konzeptionel-
len Hegemonie. Mit diesem Schachzug
wurden IG Metall und DGB an die Wahl-
kampfstrategie der SPD angebunden,
und mit der eigenen Forderung nach ei-
nem Politikwechsel kamen sie dem politi-
schen Projekt des Regierungswechsels
deutlich entgegen. Das Ergebnis der
Bundestagswahl 1998 entsprach dem Ziel
dieser Bemühungen. Stolz sprach IG-
Metall-Chef Zwickel im Mitgliedermaga-
zin ,metall’ von ,unserem’ Walter Riester
als dem Mann der Gewerkschaften im Ka-
binett.“

Schon damals aber formulierten die
Autoren über die brüchige Logik derarti-
ger Foren korporatistischer Partizipation:
„Da die Verhandlungen dieses Bündnis-
ses für ,Arbeit’ aber nur erfolgreich sein
können, wenn sie in ein politisches
Tauschgeschäft des wechselseitigen Ge-
bens und Nehmens der Beteiligten ein-
münden, dessen Basis – das zeigen alle
ausländischen Referenzmodelle – wie
auch immer geartete Lohnabsprachen
sein müssen, stehen die Gewerkschaften
vor dem Balanceakt, ihre politische
Tauschfähigkeit nach außen zu bewah-
ren, ohne als freiwillige Mitgliederver-
bände nach innen ihre zentral über die Ta-
rifpolitik definierte Integrationskraft ge-
genüber Mitgliedern und Funktionären
zu verlieren.“

Es war damit eine Entwicklung vor-
programmiert, die man in der Soziologie
als klassischen Konflikt zwischen Sys-
tem- und Organisationsanforderungen
bezeichnet. Den Gewerkschaften werden
im Austausch gegen Partizipation an der
politischen Entscheidungsfindung, Kon-
zessionen bei Gesetzesvorhaben und Or-
ganisationsstabilisierung „Systemstabili-
sierungsleistungen“ in Form von Lohn-
konzessionen und Wahl- und Politik-
unterstützung abverlangt. Diese Zuge-
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ständnisse und die damit verbundene
„Systeminvolvierung“ können dann den
Nerv des innerverbandlichen Selbstver-
ständnisses und Zusammenhalts tangie-
ren, wenn der Eindruck einer dauerhaft
unausgeglichenen Bilanz des Gebens und
Nehmens entsteht. Es gehen nämlich
dann Überzeugung und Motivation der
Funktionäre, das wichtigste moralische
Kapital der Gewerkschaften, verloren,
wenn diese den Eindruck gewinnen, zu-
gunsten einer höheren politischen Räson
für Ziele kämpfen zu sollen, die sie nicht
teilen.

Idee eines Sozialkontraktes
In seiner Grundsatzrede versuchte der
neue DGB-Vorsitzende, der innerlichen
Verabschiedung der meisten Funktionäre
von diesem Konzept der Konsensbildung
durch politische Kompensationsge-
schäfte Rechnung zu tragen. Die Idee von
1998 war, durch das Schnüren großer po-
litischer Kompensationspakete wechsel-
seitiger Zumutungen und Zugeständ-

nisse zu einem sozialen Reformkonsens
zu gelangen, in den auch die Gewerk-
schaften gleichberechtigt eingebunden
wären. Die Ernüchterung über die tat-
sächlichen Reformmöglichkeiten be-
stärkte nun aber die Vorstellung, die Ge-
werkschaften zu einer Festung gegen den
vermeintlich überdominanten neolibera-
len Zeitgeist auszubauen, indem sie eine
große Koalition aller tatsächlich oder ver-
meintlich sozial zu kurz Gekommenen
um sich scharen.

Sommer erteilte dem Bündnis für Ar-
beit zwar keine Absage, aber unverkenn-
bar war sein Wunsch, es auf einen Prob-
lemkreis zu begrenzen, in dem die Ge-
werkschaften wieder klar als die Fordern-
den erscheinen könnten. „Wir brauchen
das Bündnis für Arbeit, und zwar eins,
das nur eine Aufgabe hat, nämlich die Ar-
beitslosigkeit zu bekämpfen.“ Unter Be-
zug auf große staatsphilosophische Vor-
bilder schlug er stattdessen einen moder-
nen „Sozialkontrakt“ vor. Das Land habe
„unendlich viel Nachholbedarf [. . .] in Sa-
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chen Gerechtigkeit“. Der DGB wolle da-
bei „Mittler und Motor“ sein. Der ange-
strebte Trendwechsel war freilich im
Kern ein Prioritätenwechsel: Sommer for-
derte den Umverteilungsstaat. Zu diesem
Zweck lud er „alle, die in diesem Land –
wie wir – Verantwortung tragen“, ein,
„mit uns einen modernen Sozialkon-
trakt“ als Rahmen für Reformen zu ge-
stalten. „Gerecht, wirklich gerecht“
werde die Gesellschaft erst dann, wenn
man mit der „Irrlehre“ aufräume, dass
der Markt alles richten werde.

Sommers Idee eines Sozialkontraktes
blieb nebulös. Am ehesten noch vermag
man sich darunter ein Netz von verbind-
lichen Verträgen zwischen dem Staat und
den gesellschaftlich relevanten Verbän-
den sowie diesen Verbänden untereinan-
der mit dem DGB im Zentrum vorzustel-
len. Ziel scheinen jedoch nicht ein Super-
Runder-Tisch mit politisch wirkungslo-
sem, appellativem Charakter zu sein, son-
dern gesellschaftlich verbindliche Ver-
träge, die unverrückbare Bindungen, Ga-
rantien und öffentliche Selbstverpflich-
tungen beinhalten. Das Konzept des Sozi-
alkontraktes läuft somit auf eine Veranke-
rung moralisch korrekter Politik durch
Selbstverpflichtung gegenüber DGB und
Öffentlichkeit hinaus. Unverkennbar soll
der DGB in diesen bilateralen Aushand-
lungsprozessen eine zentrale Schieds-
richterrolle, gleichsam die institutionali-
sierte Vetofunktion der Gewerkschaften,
übernehmen.

Betrachtet man die vorgeschlagenen
politischen Mittel, auf deren Einsatz der
Kontrakt zielt, dann kehrt die bekannte
Mischung aus ausgabeträchtigen Sozial-
wohltaten (wie zum Beispiel Ganztagsbe-
treuung, existenzsicherndes Arbeitsein-
kommen, Arbeitszeitverkürzung, Chan-
cengleichheit zwischen Männern und
Frauen, soziale Grundsicherung), gepaart
mit etatistischen Sozialreformvorstellun-
gen, wieder. Alle Vorschläge laufen auf
der Finanzierungsseite auf Steuererhö-

hungen und damit eine Erhöhung der
Staatsquote hinaus: Wiedereinführung
der Vermögenssteuer, Korrektur der
Unternehmenssteuerreform, Wertschöp-
fungsabgabe, Bit-Steuer, Tobin-Steuer.
„Der Staat braucht mehr Einnahmen. [. . .]
Einen armen Staat können sich nur Reiche
leisten . . .“

Freilich: Sommers Konzept brachte
keine aktuelle Beschlusslage oder Diskus-
sion in den Gewerkschaften auf den
Punkt, sondern war eine intellektuelle
Kopfgeburt. Es war der Versuch, ein erst
noch zu initiierendes gesellschaftliches
Gerechtigkeitsbündnis durch den DGB
zu hegemonisieren.

Das künftige Bündnis für Arbeit
Sommer hatte eine neue Antwort zu ge-
ben auf den Umstand, dass das politische
Hauptprojekt der Gewerkschaften und
der SPD nicht zum erhofften Reformmo-
tor geworden war. Den politischen An-
spruch des DGB auf gleichberechtigte
Mitbestimmung bei der Formulierung
der Reformpolitik vermochte es nicht ein-
zulösen – eine Hoffnung, die der Sozial-
demokrat Dieter Schulte bis zuletzt hegte.
So kam dem DGB zunehmend wieder die
Funktion zu, als politischer Außenreprä-
sentant der Einzelgewerkschaften eine
kritische Distanz auch zur Politik von
Rot-Grün zu artikulieren – ein paradoxes
Resultat, wenn man bedenkt, dass keine
Bundesregierung in den letzten zwanzig
Jahren derartige politische Rücksichten
auf die Gewerkschaften genommen hat
und den Preis für die politische Unter-
stützung im Wahlkampf von 1998 mehr-
fach rückvergolten hat. 

Aber da das Bündnis seit der von Re-
gierungsberatern im Frühjahr 1999 un-
gestüm angezettelten Debatte über einen
Niedriglohnsektor politisch gelähmt war,
fiel es faktisch mehr und mehr auf die
Funktion einer konzertierten Aktion zu-
rück: Verhandlungen über Lohnmäßi-
gung. Aus Gewerkschaftssicht konnten
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sie dabei nur verlieren. Es war daher fol-
gerichtig, dass sich die Gewerkschaften
im Frühjahr 2002 endgültig aus dieser
Schlinge freimachten, indem sie mit ihrer
Weigerung, ein Kommuniqué zu unter-
zeichnen, in dem sie eben dies hätten zu-
gestehen müssen, das Bündnis faktisch
zum Platzen brachten.

Die Aufgabe von Sommer bestand da-
rin, den Kurs des DGB auf der Grundlage
dieser gemachten Erfahrungen und des
Gefühls, nicht mehr ausreichend politisch
beteiligt zu sein, neu zu formulieren. Sein
Konzeptansatz war, von der Politik
gleichsam Rahmenbedingungen zu for-
dern, die den Gewerkschaften wieder das
wohl geordnete Funktionieren als Lohn-
maschinen nach dem Erfolgsmodell der
siebziger Jahre ermöglichen. Ausgaben-
programme und Expansion der Staats-
quote waren dafür folgerichtige Politi-
ken. Sommer kokettierte zwar damit,
dass der gewerkschaftliche Forderungen-
katalog zu modernisieren sei („Nicht je-
der Oldie ist ein Hit“), letztlich aber
machte er klar, dass er der politologischen
Denkwelt der siebziger Jahre samt ihren
dämonisierenden Verschwörungstheo-
rien verhaftet blieb.

Sommer war der Repräsentant einer
durch ständige Wiederholung sich ver-
stärkenden Selbstsuggestion der führen-
den Gewerkschaftsfunktionäre, es mit ei-
ner außer Rand und Band geratenen, neo-
liberal inspirierten Deregulierung, Priva-
tisierung und Globalisierung zu tun zu
haben, der nach den Maßgaben eines so-
zialpolitischen Rückkehrmodells staats-
interventionistisch Einhalt geboten wer-
den müsse. Wiedererringung der Mei-
nungsführerschaft intendierte daher, eine
politische Diskursgroßwetterlage herbei-
zuführen, die den Gewerkschaften die
Herstellung einer solchen Konstellation
legitimerweise zu fordern erlaubt. Umge-
kehrt war dann aus gewerkschaftlicher
Sicht mit einer Politik zu hadern, die sich
diesem vermeintlich machbaren gewerk-

schaftlichen Ansinnen verweigerte. Es
war diese Grundharmonie zwischen ihm
und den versammelten Funktionären in
der Deutung der gegenwärtigen politi-
schen Situation, die Sommer zu den ho-
hen Zustimmungsquoten verhalf.

Schon der Kongressverlauf zeigte je-
doch, dass nicht das neue intellektuelle
Konzept des Vorsitzenden zur Klammer
des DGB wurde, sondern der tagesak-
tuelle Kampf um das Tariftreuegesetz.
Man beendete den Kongress vorzeitig,
um den Delegierten die Teilnahme an der
zentralen Gewerkschaftsdemonstration
am Potsdamer Platz zu ermöglichen.

Die realen Machtverhältnisse 
im DGB
Die politische Botschaft des Kongresses
ging nicht von der Grundsatzrede des
neuen DGB-Vorsitzenden aus, sondern
von den zwei politischen Kampfreden
des ver.di-Vorsitzenden Frank Bsirske
und des IG-Metall-Vorsitzenden Klaus
Zwickel. Deren Absicht war, die eigentli-
che politische Botschaft des Kongresses
unabhängig von Antragslage und Dele-
giertendiskussionen arbeitsteilig vor-
wegzunehmen. Damit kam die neue Bi-
polarität im DGB zum Ausdruck. Der do-
minante Wille der beiden größten Einzel-
gewerkschaften, im Zweifel den sozialpo-
litischen Status quo in Form von Rot-
Grün weiterhin zu unterstützen, wurde
auch dadurch symbolisiert, dass mit
Bsirske ein Mitglied der Grünen, mit Zwi-
ckel ein klassischer SPD-Gewerkschafter
sprach.

Bsirske verhinderte mit seinem Plä-
doyer eine rückwärts gewandte Fehler-
diskussion und plädierte für eine kon-
krete Alternative: die politische Entschei-
dung des Kongresses für Rot-Grün. Seine
Rede war um das Argument gebaut, dass
es bei politischen Richtungsentscheidun-
gen keine parteipolitische Neutralität ge-
ben könne. Habe man sich 1998 dafür ent-
schieden, „den politischen Wechsel zu
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wollen“, so gehe es jetzt darum, „einer be-
stimmten Entwicklung in die Zukunft
nicht tatenlos zuzuschauen“. Diese be-
stehe in der Gefahr, dass man mit einem
Programm des „Wir machen noch mehr
von dem, was sechzehn Jahre lang schon
nicht geklappt hat“ konfrontiert werde.
Die von CDU und FDP angekündigte Re-
form des Günstigkeitsprinzips im Tarif-
vertragsgesetz sei „nicht mehr, aber auch
nicht weniger als der fundamentalste An-
griff auf die Tarifautonomie und auf die
Rechte der Gewerkschaften [. . .], den wir
in den letzten Jahrzehnten in diesem
Lande erlebt haben“, sagte er unter star-
kem Beifall. „Das ist eine Politik, der wir
die Hand nicht reichen werden und die
wir uns in dieser Form nicht gefallen las-
sen werden.“

Bedingungslos sollte dieser neue
Schulterschluss jedoch nicht sein. Man
werde auch weiterhin „Kritik an der jetzi-
gen Bundesregierung, dort wo sie nötig
ist, vortragen [. . .] und aus solcher Kritik
keinen Hehl machen“. „Insbesondere auf
dem Feld der Steuer- und Finanzpolitik
(gebe es) erhebliche Widersprüche zwi-
schen uns und der Bundesregierung.“
Gleichzeitig aber gelte es anzuerkennen,
dass „diese Regierung wichtige und vor-
wärts weisende Schritte der Reregulie-
rung auf den Weg gebracht“ und auch im
ökologischen Bereich eine Menge „nach
vorn gebracht “ habe.

Aus Funktionärsperspektive beacht-
lich war, dass Bsirske zum Zeitpunkt
seiner Rede mit 50 000 termingenau ille-
gal Warnstreikenden des öffentlichen
Dienstes im Rücken vor den Kongress
treten konnte. Durch diese organisato-
risch-logistische Präzisionsleitung ver-
schaffte sich ver.di unter den Funktionä-
ren im DGB machtpolitisch Respekt,
konnte man doch damit wirkungsvoll
dem Vorurteil entgegentreten, letztlich
verfüge nur die IG Metall über eine aus-
reichend kampfbereite Organisation von
Mitgliedern und Funktionären, um stell-

vertretend für die deutsche Gewerk-
schaftsbewegung für politische Ziele zu
streiten.

Von nicht wenigen Delegierten wurde
Zwickels Beitrag als beispiellose Düpie-
rung angesehen, denn seine formal als
„Diskussions“-Beitrag gehaltene Rede
nahm den Charakter eines Ko-Referats
zur Grundsatzrede des neuen DGB-Vor-
sitzenden an. Zwickel wischte Sommers
vage gehaltene politische Neubestim-
mung des DGB beiseite. „Nicht bei der
Gesundheits-, Renten-, Familien- oder
Steuerpolitik wird die wesentliche 
Trennlinie zwischen der SPD und der
CDU/CSU verlaufen. [. . .] wovon ich
überzeugt bin: Diese Konfliktfelder wer-
den nicht die Bedeutung [. . .] einer funda-
mentalen gesellschaftspolitischen Kurs-
korrektur haben. Nach meiner Einschät-
zung wird diese gesellschaftspolitische
Korrektur und daher die politische
Trennlinie zwischen SPD und Grünen
einerseits [. . .] und CDU/CSU und FDP
andererseits sich auf die so genannte Re-
form des Arbeitsmarktes konzentrieren.
Die Reform des Arbeitsmarktes ist [. . .]
die politische Klammer zwischen
CDU/CSU und FDP. Diesen Konflikt
werden sie eingehen. [. . .] Ich vermute,
dass Schwarz-Gelb in allen anderen Poli-
tikbereichen Kompromisse machen wird,
um seiner jeweiligen Wählerklientel ei-
nen scheinbaren Erfolg zu verkaufen. Sie
werden aber keine Kompromisse machen
bei der Deregulierung des Arbeitsmark-
tes.“

Auf der Grundlage dieser These war es
für Zwickel nur folgerichtig, die IG Metall
in den Brennpunkt des künftigen zentra-
len gesellschaftspolitischen Konfliktfel-
des zu projizieren. Mit Verlauf und Er-
gebnis der abgelaufenen Tarifrunde sei
ein Zeichen dafür gesetzt worden, „dass
die IG Metall in einem neoliberalen Um-
feld, wo es im gegenwärtigen Wissen-
schafts- und Politikbetrieb kaum eine Al-
ternativ- oder Gegenposition gibt, eine
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für alle Welt deutliche Gegenposition ge-
gen die neoliberale Ideologie erfolgreich
durchgesetzt hat“.

Zwickels Schlussfolgerung gegen das
„schwarz-gelbe Kartell der Restauration“
lautete daher: „Wer diese Umverteilung
von Macht und Gestaltungskraft in dem
für die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer zentralen Bereich der Tarifpolitik
will, wo es konkret um die inhaltliche
Ausgestaltung von Freiheit und Gerech-
tigkeit geht, diesen politischen Restaura-
toren aus dem 19. Jahrhundert sagen wir:
Der DGB und seine Gewerkschaften wer-
den alles tun, um eine politische Mehrheit
gegen eine solche grundlegende Umver-
teilung der gesellschaftlichen Machtba-
lance und der davon abhängigen fairen
Beteiligungschancen der Arbeitnehmer
zu verhindern, und wir werden dagegen
mobilisieren.“

Wenn Kanzler Schröder dagegen diese
Errungenschaften „uneingeschränkt er-
halten und verteidigen“ wolle und dazu
noch das „Damoklesschwert“ des „Anti-
streikparagrafen 146 des Sozialgesetzbu-
ches“ von den Gewerkschaften nehmen
wolle, „dann wissen die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, wen sie zu wäh-
len haben“.

Nach den Reden von Bsirske, Sommer
und Zwickel war deutlich, dass der DGB
nicht einen Vorsitzenden, sondern allen-
falls einen Präsidenten als Außenreprä-
sentanten besitzt. Regiert dagegen wird
der Dachverband von den zwei wirk-
lichen Vorsitzenden, die die entscheiden-
den politischen Akzente setzen. Die ein-
vernehmliche politische Arbeitsteilung
zwischen IG Metall und ver.di war un-
verkennbar. ver.di beanspruchte die poli-
tische Zuständigkeit für die Verteidigung
des Sozialstaates und des öffentlichen
Dienstes vor Modernisierung. Die IG
Metall dagegen reklamierte stellvertre-
tend für die gesamte Gewerkschaftsbe-
wegung das zentrale Konfliktfeld ge-
werkschaftlicher Selbstdefinition: Tarif-

autonomie und Arbeitsmarkt. Der DGB
repräsentierte die gemeinsame Wächter-
funktion nach außen. In diesem Macht-
dreieck kam die dritte große Multibran-
chengewerkschaft, IG BCE, nicht mehr
vor. Kein einziges Mal ergriff ihr Vorsit-
zender Hubertus Schmoldt vor dem Kon-
gress das Wort.

Der Kongress 
im Vorwahlwahlkampf
Erstmals wurde auf einem DGB-Kon-
gress allen im Bundestag vertretenen Par-
teien, damit auch der postkommunisti-
schen PDS und ihrer Vorsitzenden Gabi
Zimmer, Gelegenheit gegeben, um die
Stimmen der Funktionäre zu werben.
Während der FDP-Vorsitzende Wester-
welle seinen Auftritt kurzfristig absagte,
standen die Reden von Kanzler und Kan-
didat im Zentrum der Aufmerksamkeit.

Die Kanzlerrede zeigte die zwischen
IG Metall und Kanzleramt abgestimmte
Strategie: Die Bundestagswahl soll zur
„Richtungsentscheidung für unser Land“
stilisiert werden. Es gehe um „Zukunft
oder Vergangenheit“, um „Erneuerung
oder Stillstand“. Die Rede von Gerhard
Schröder war auf den Schulterschluss mit
den Gewerkschaften gerichtet, „basie-
rend auf gemeinsamen Wurzeln und Zie-
len“. Von Aufbruchstimmung wie 1998
war keine Spur. Das einzige Neue an sei-
ner Rede war die Ankündigung, im Falle
eines Wahlsieges Gemeinden und Län-
dern vier Milliarden Euro für den Ausbau
von Kinderbetreuungseinrichtungen zur
Verfügung zu stellen.

Die Opposition dagegen, von der im-
mer nur als „den anderen“ die Rede war,
ziele „mit untauglichen Rezepten von
vorgestern, verkörpert durch das Perso-
nal von gestern“, auf eine „andere Gesell-
schaft“. Sie wolle „mit der Abrissbirne 
an die Grundmauern des Sozialstaates“
und die „Streikfähigkeit der deutschen
Gewerkschaften aushebeln“. Schröders
Rede war um das zentrale Argument ge-
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baut, die bisherigen und die geplanten
Reformen der rot-grünen Bundesregie-
rung seien alleinige Garanten für eine Ge-
rechtigkeitspolitik im Sinne der Gewerk-
schaften.

Politikfelder, auf denen es deutliche
Differenzen mit den Gewerkschaften gibt
(Rentenreform, Steuerpolitik, Haushalts-
sanierung, Privatisierung), sparte die
Rede freilich aus. So quittierte der Ge-
werkschaftskongress Schröders Verbrü-
derungsrede mit starkem, wenn auch
nicht enthusiastischem Beifall. Allzu er-
innerlich waren die nach 1998 enttäusch-
ten Erwartungen. Nichtsdestotrotz rea-
gierte der neue DGB-Vorsitzende positiv
auf diese Friedensadresse an die Gewerk-
schaften: „Gerhard Schröder hat sich auf
den Weg zu uns gemacht, und er hat die-
sen Weg gefunden.“

Nach den Kampfreden von Bsirske
und Zwickel, nach der Grundsatzrede
von Sommer und dessen Spontanreak-
tion auf das Angebot zum Schulterschluss
und nicht zuletzt aufgrund der Reaktion
des Kongresses konnte Schröder davon
ausgehen, dass sich bei den Funktionären
nunmehr eine realistische Einschätzung
durchgesetzt hat und die Irritationen mit
den Gewerkschaftsführern ausgeräumt
sind.

Die eigentliche Sensation
Umso mehr musste daher überraschen,
dass nur einen Tag nach dieser Harmo-
nieinszenierung der DGB-Vorsitzende
aus seinem Herzen keine Mördergrube
machte und gegenüber CDU-Gewerk-
schaftern seine Erwartung offenbarte,
dass es für Rot-Grün nicht reichen werde.
Damit erst erhielt der Kongress seine ei-
gentliche politische Sensation. Das SPD-
Mitglied Sommer hatte zudem offenbart,
dass es einer großen Koalition sogar posi-
tive Seiten abgewinnen könne: „Beide
Volksparteien könnten dann entschlos-
sen Reformen angehen, die von einer star-
ken Opposition bisher behindert wurden.

Vielleicht wäre das die große Chance, das
machen zu müssen, was uns nach vorn
bringt, ohne dass gebremst wird – von
welcher Seite auch immer.“

Sommer versuchte in seiner Ab-
schlussrede wenig überzeugend, diesen
verheerenden Fauxpas mit simpler Arith-
metik wieder wettzumachen: „Ich finde
acht Jahre besser als vier, und die letzten
vier waren besser als die sechzehn zuvor.
Und 2002 ist auch nicht 1967. Ich bin trotz
anders lautender Meldungen übrigens
persönlich davon überzeugt, [. . .] Rot-
Grün [. . .] haben eine gute Chance.“ Die
Empfehlung, die er gab, klang freilich wie
aus sicherer Distanz: „Ich kann ihnen nur
den Rat geben: kämpfen, kämpfen, kämp-
fen! Dann können sie es schaffen, und dann
werden sie es auch schaffen.“ Das ent-
sprach ganz dem Beschluss des alten DGB-
Bundesvorstandes, sich anstatt mit vier
Millionen wie 1998 nur noch mit 500 000
Euro im Wahlkampf zugunsten von Rot-
Grün zu engagieren. Und es entsprach
ebenso dem von Sommer schon vor seiner
Wahl gefassten beispiellosen Tabubruch,
als erster DGB-Vorsitzender an einer Vor-
standsklausur der CSU teilzunehmen.

„Keine amerikanischen
Verhältnisse“
Der Unions-Kanzlerkandidat traf auf ei-
nen kühlen und reservierten, aber keines-
wegs feindseligen Kongress. Das hätte
auch schlecht dazu gepasst, dass mit Ed-
mund Stoiber ein Ministerpräsident
sprach, der mit der höchsten Auszeich-
nung des DGB, der Hans-Böckler-Me-
daille, geehrt worden war. Stoiber unter-
strich, dass er keineswegs – wie behaup-
tet – ein „Gegner starker Gewerkschaften
und Befürworter von Sozialabbau“ sei,
sondern sich der „sozialen Balance in der
Gesellschaft“ gleichermaßen verpflichtet
fühle. Die Arbeit einer Viertelmillion Per-
sonal- und Betriebsräte in Deutschland
sei „unverzichtbar“. Zahlreiche Forde-
rungen der Wirtschaft nach Einschnitten

Hans-Peter Müller/Manfred Wilke
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im Arbeits- und Tarifrecht gingen auch
ihm zu weit. „Arbeitnehmer und ihre Fa-
milien brauchen natürlich Sicherheit. [. . .]
Wir wollen in Deutschland im Besonde-
ren keine amerikanischen Verhältnisse.“
Kündigungsschutz und Lohnfortzahlung
blieben daher unangetastet. Geschickt
neutralisierte Stoiber den emotionalen
Widerstand des Kongresses, indem er
sich auf Kritik aus dem Gewerkschaftsla-
ger selbst beziehen konnte.

Stoiber sparte auch nicht die politischen
Dissense aus, seinen grundsätzlich ande-
ren Ansatz von Wirtschafts- und Sozial-
politik (Wachstums- und Innovations-
orientierung anstatt sozialdemokrati-
schen Bewirtschaftungsdenkens) sowie
die geplanten Reformen im Arbeitsrecht.
Erst seine Ausführungen zum vorliegen-
den Tariftreuegesetz, das zu einer Spal-
tung zwischen Ost und West führe und der
besonderen Verantwortung für die Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit in Ost-
deutschland nicht gerecht werde, riefen
die erwarteten Protestrufe und Pfiffe her-
vor. Stoibers Schlusssentenz, sein Ange-
bot zur „Erneuerung unseres Landes in so-
zialer Verantwortung“ wie auch sein Dank
„für die Fairness des Zuhörens“ wurden
dennoch mit lebhaftem Beifall quittiert.

Sommer antwortete unmittelbar auf
Stoiber und erklärte das Verhalten der
unionsgeführten Bundesländer im
Bundesrat zum Tariftreuegesetz zur Na-
gelprobe. „Sie haben es in der Hand, dass
Sie die Tarifautonomie nicht nur schät-
zen, sondern auch schützen wollen.“ Die
Gewerkschaften hätten „eine ganz klare
Position: Sie lautet, das Tariftreuegesetz

muss her, und zwar in der vorliegenden
Fassung, wie vom Bundestag verabschie-
det.“ Damit war der entscheidende Dis-
sens festgehalten.

Als Fazit bleibt festzuhalten:
Erstens: Die Gewerkschaften des DGB

tendieren im Zweifel politisch weiterhin
zugunsten der SPD. Dies hindert sie je-
doch nicht, eine realistische Einstellung
zu einem möglichen Regierungswechsel
einzunehmen.

Zweitens: Zwischen den beiden Groß-
gewerkschaften ver.di und IG Metall hat
sich eine arbeitsteilige Machtbalance he-
rausgeschält. Der DGB hat auf diese neue
Konstellation der ausgeprägten internen
Bipolarität reagiert. Der neue Vorsitzende
hat in seiner Grundsatzrede deutlich ge-
macht, wie der DGB als Wächtermodera-
tor und Symbol des politischen Mitbe-
stimmungsanspruches der Gewerkschaf-
ten öffentlich fungieren soll. Sein Kon-
zept, in zentralen Fragen die Meinungs-
führerschaft zu erringen, stellt ein durch-
aus realistisches strategisches Ziel der Ge-
werkschaften als politische Verbände in
der Mediendemokratie dar.

Drittens: Der Turnus der DGB-Kon-
gresse wird auch in Zukunft so sein, dass
sie jeweils rechtzeitig vor den Bundes-
tagswahlen liegen. Kanzler und Heraus-
forderer werden somit stets gezwungen
sein, sich einem Gewerkschaftskongress
zu stellen. Die erfolgreiche Inszenierung
von 1998 konnte damit wiederholt wer-
den. Wie 1998, als sie sich den Wahlsieg
Schröders anrechneten, haben sie auch
diesmal eine klare Richtungsentschei-
dung getroffen: Im Zweifel SPD.
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Bälle aufs Tor

„Stoiber hat kein ,konservatives Projekt‘. Er lässt die Lebensgemeinschaften Lebens-
gemeinschaften sein und Staatsbürgerschaft Staatsbürgerschaft. Er hat (bisher) Erfolg,
weil er sich nicht vertändelt, sondern seine Bälle konsequent auf ein Tor schießt – dort-
hin, wo Punkte für den Wirtschaftsstandort Deutschland zu holen sind.“

Stefan Dietrich am 25. Juni 2002 in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung
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